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I. 	Tagesordnung und Vorschläge zur 
	 Beschlussfassung

Die Tagesordnung lautet wie folgt: 

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des gebilligten 
Konzernabschlusses und des Konzernlageberichts der Edel AG 
für das zum 30. September 2016 endende Geschäftsjahr sowie 
des Berichts des Aufsichtsrats 
Punkt 1 der Tagesordnung beschränkt sich auf die Zugänglichma-
chung und Erläuterung der vorbezeichneten Unterlagen, die von 
der Einberufung der Hauptversammlung an auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter der Internetadresse 
http://www.edel.com/hauptversammlung 
eingesehen werden können. Die Unterlagen werden auch in der 
Hauptversammlung am 24. Mai 2017 zugänglich sein. Der 
Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss 
und den Konzernabschluss nach §§ 171, 172 AktG gebilligt. Der 
Jahresabschluss ist damit nach § 172 AktG festge-stellt. Es ist 
daher nach den gesetzlichen Bestimmungen keine Beschlussfas-
sung der Hauptversammlung zu Punkt 1 der Tagesordnung 
erforderlich. Der Vorstand und, soweit der Bericht des Aufsichts-
rats betroffen ist, der Aufsichtsrat werden die zugänglich gemach-
ten Unterlagen im Rahmen der Hauptversammlung erläutern. Die 
Aktionäre haben auf der Hauptversammlung im Rahmen ihres 
Auskunftsrechts die Gelegenheit, Fragen hierzu zu stellen.

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten 
Jahresabschluss der Edel AG zum 30. September 2016 ausgewiese-
nen Bilanzgewinn in Höhe von € 10.390.427,78 wie folgt zu 
verwenden: 
a) 	 Ausschüttung an die Aktionäre durch Zahlung einer 

Dividende von € 0,10 je dividendenberechtigter Aktie, damit 
insgesamt € 2.144.531,60, 

b)	 Einstellung in die Gewinnrücklagen in Höhe von € 0,00,

c) 	 Gewinnvortrag des verbleibenden Teilbetrages in Höhe von 
€ 8.245.896,18.

Der Gewinnverwendungsvorschlag berücksichtigt die zum 
Zeitpunkt des Vorschlags unmittelbar oder mittelbar von der 
Gesellschaft gehaltenen 1.289.195 eigenen Aktien, die gemäß  
§ 71b AktG nicht dividendenberechtigt sind. Sollte sich bis zur 
Hauptversammlung durch den weiteren Erwerb eigener Aktien 
oder die Veräußerung eigener Aktien die Zahl der für das abgelau-
fene Geschäftsjahr 2015/2016 dividendenberechtigten Aktien 
vermindern oder erhöhen, wird der Hauptversammlung bei 
unveränderter Ausschüttung von € 0,10 je dividendenberechtig-
ter Stückaktie ein entsprechend angepasster Beschlussvorschlag 
über die Gewinnverwendung unterbreitet werden.
Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 2 AktG in der seit dem 1. Januar 2017 
geltenden Fassung ist der Anspruch auf die Dividende am dritten 
auf den Hautversammlungsbeschluss folgenden Geschäftstag fällig.
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7.	 Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden geneh-
migten Kapitals, die Schaffung eines neuen genehmigten 
Kapitals mit der Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugs-
rechts der Aktionäre und entsprechende Satzungsänderung
Die von der Hauptversammlung vom 14. Mai 2013 erteilte und 
bisher nicht ausgenutzte Ermächtigung zur Erhöhung des 
Grundkapitals der Gesellschaft um bis zu € 11.367.255,00 gemäß 
§ 5 Abs. 3 der Satzung („Genehmigtes Kapital 2013“) läuft am  
13. Mai 2018 aus. 

Um sicherzustellen, dass die Gesellschaft jederzeit in der Lage ist, 
ihre Eigenkapitalausstattung nach den sich ergebenden Erforder-
nissen und Möglichkeiten flexibel und nachhaltig anpassen zu 
können, wird vorgeschlagen, das Genehmigte Kapital 2013 bereits 
jetzt durch ein neu zu schaffendes genehmigtes Kapital zu 
ersetzen. Das neu zu schaffende genehmigte Kapital soll die 
gesetzliche Maximalhöhe von 50% des aktuellen Grundkapitals 
der Gesellschaft, d.h. € 11.367.255,00, haben und bis zum 23. Mai 
2022 ausgeübt werden können („Genehmigtes Kapital 2017“). 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, wie folgt zu 
beschließen:

a)	 Das Genehmigte Kapital 2013 in § 5 Abs. 3 der Satzung wird 
mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des nachfol-
gend bestimmten neuen Genehmigten Kapitals 2017 aufge-
hoben. Bis zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Aufhe-
bung des Genehmigten Kapitals 2013 bleiben der Vorstand 
und der Aufsichtsrat berechtigt, diese Ermächtigung im 
Rahmen ihrer jeweiligen Grenzen auszuüben, wobei im Falle 
einer Ausübung des Genehmigten Kapitals 2013 eine 
Anrechnung auf das nachfolgend bestimmte neue Geneh-
migte Kapital 2017 nach Maßgabe der nachfolgenden 
Beschlussvorschläge zu lit. b) und c) erfolgt.

b)	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum  
23. Mai 2022 um insgesamt bis zu € 11.367.255,00 („Maxi-
malbetrag“) durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von 
insgesamt bis zu 11.367.255 neuen, auf den Inhaber lauten-
den Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien) gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 
2017). Auf den Maximalbetrag ist der anteilige Betrag des 
Grundkapitals anzurechnen, der auf neue Aktien entfällt, die 
nach Einberufung dieser Hauptversammlung aufgrund der 
Ausübung des Genehmigten Kapitals 2013 ausgegeben 
werden.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die 
neuen Aktien können auch von einem oder mehreren durch 
den Vorstand zu bestimmenden Kreditinstituten mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats ein- oder mehrmalig 
auszuschließen,

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das 
zum 30. September 2016 endende Geschäftsjahr
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, dem Vorstand für das 
zum 30. September 2016 endende Geschäftsjahr Entlastung zu 
erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats für das zum 30. September 2016 endende 
Geschäftsjahr
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des 
Aufsichtsrats für das zum 30. September 2016 endende Geschäfts-
jahr Entlastung zu erteilen.

5.	 Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für das 
zum 30. September 2017 endende Geschäftsjahr
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die Ernst & Young GmbH Wirtschafts-
prüfungsgesellschaft, Hamburg, zum Konzernabschlussprüfer für 
das vom 01. Oktober 2016 bis zum 30. September 2017 laufende 
Geschäftsjahr zu wählen.

6.	 Beschlussfassung über die Wahl von Mitgliedern 	
des Aufsichtsrats
Der Aufsichtsrat setzt sich nach den §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG 
sowie § 9 Abs. 1 der Satzung aus drei Aufsichtsratsmitgliedern 
zusammen, die von der Hauptversammlung zu wählen sind. 
Die Amtszeit der derzeitigen Mitglieder des Aufsichtsrats Herr Dr. 
Markus Conrad und Herr Joel H. Weinstein endet mit Beendigung 
der am 24. Mai 2017 stattfindenden ordentlichen Hauptversamm-
lung. Somit sind von der Hauptversammlung zwei Mitglieder des 
Aufsichtsrats neu zu wählen. 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, 
a)	 Herrn Dr. Markus Conrad, Hamburg, Deutschland, 

Geschäftsführer der CERF GmbH und

b)	 Herrn Joel H. Weinstein, New York, U.S.A., 
selbstständiger Rechtsanwalt, 

mit Wirkung ab Beendigung der ordentlichen Hauptversamm-
lung am 24. Mai 2017 zum Aufsichtsratsmitglied zu wählen. Die 
Wahl erfolgt gemäß § 9 Abs. 2 der Satzung bis zur Beendigung 
der Hauptversammlung, die über die Entlastung für das zum  
30. September 2021 endende Geschäftsjahr beschließt.

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung im Wege der Einzelab-
stimmung über die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats 
entscheiden zu lassen. 

Es ist beabsichtigt, den bisherigen Aufsichtsratsvorsitzenden 
Herrn Dr. Markus Conrad für den Fall seiner Wiederwahl in den 
Aufsichtsrat zur Wahl für den Aufsichtsratsvorsitz vorzuschlagen. 

Ausführliche Informationen zu den Kandidaten für die Wahl in 
den Aufsichtsrat der Gesellschaft können auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter der Internetadresse 
http://www.edel.com/hauptversammlung eingesehen werden.



§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG und/oder (iii) zur Ausgabe von 
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen gemäß  
§ 221 Abs. 4 Satz 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt ist, 
entfällt mit Wirkung für die Zukunft, wenn und soweit die 
jeweilige(n) Ermächtigung(en), deren Ausübung die Anrech-
nung bewirkte(n), von der Hauptversammlung unter Beach-
tung der gesetzlichen Vorschriften erneut erteilt wird bzw. 
werden.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung 
sowie den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedin-
gungen der Aktienausgabe festzulegen.
Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung 
nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhö-
hung des Grundkapitals entsprechend der jeweiligen Inan-
spruchnahme des genehmigten Kapitals und nach Ablauf der 
Ermächtigungsfrist anzupassen.

c)	 § 5 der Satzung wird in Abs. 3 wie folgt neu gefasst:
„Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 23. Mai 2022 
um insgesamt bis zu EUR 11.367.255,00 („Maximalbetrag“) 
durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 
11.367.255 neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien 
ohne Nennbetrag (Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sachein-
lagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2017). Auf den 
Maximalbetrag ist der anteilige Betrag des Grundkapitals 
anzurechnen, der auf neue Aktien entfällt, die aufgrund der 
Ausübung des Genehmigten Kapitals 2013, geschaffen durch 
Beschluss der Hauptversammlung vom 14. Mai 2013 und 
eingetragen in das Handelsregister der Gesellschaft am  
27. Mai 2013 (Genehmigtes Kapital 2013), ausgegeben 
worden sind.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die 
neuen Aktien können auch von einem oder mehreren durch 
den Vorstand zu bestimmenden Kreditinstituten mit der 
Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 
Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats ein- oder mehrmalig 
auszuschließen,
a) 	 soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen 

erforderlich ist;

b) 	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options-
oder Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten aus 
Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wand-
lungs- und/oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungs-
pflicht ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- 
bzw. Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Wand-
lungspflicht als Aktionär zustünde;

aa)	 soweit dies zum Ausgleich von Spitzenbeträgen 
erforderlich ist; 

bb) 	soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von Options-
oder Wandlungsrechten bzw. Wandlungspflichten aus 
Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wand-
lungs- und/oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungs-
pflicht ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 
zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- 
bzw. Wandlungsrechts oder der Erfüllung der Wand-
lungspflicht als Aktionär zustünde;

cc) 	 soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben 
werden und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 
Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher 
Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 
des Ausgabepreises nicht wesentlich im Sinne des  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und soweit der 
auf die neuen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung 
oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der 
Ausnutzung der Ermächtigung insgesamt 10% des 
Grundkapitals nicht übersteigt („Höchstbetrag“);

dd) 	soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, insbeson-
dere in Form von Unternehmen, Teilen von Unterneh-
men, Beteiligungen an Unternehmen, Forderungen oder 
sonstigen Vermögensgegenständen (wie z.B. Patente, 
Lizenzen, urheberrechtliche Nutzungs- und Verwertungs-
rechte sowie sonstige Immaterialgüterrechte), ausgege-
ben werden.

Auf den Höchstbetrag nach obiger lit. cc) ist der anteilige 
Betrag des Grundkapitals (endgültig) anzurechnen, der auf 
neue Aktien entfällt, die nach Einberufung dieser Hauptver-
sammlung aufgrund der Ausübung des Genehmigten 
Kapitals 2013 unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß  
§ 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden. 

Ferner sind Aktien anzurechnen, die (i) während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
aufgrund anderer Ermächtigungen in direkter oder entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von der 
Gesellschaft ausgeben oder veräußert werden oder (ii) zur 
Bedienung von Schuldverschreibungen oder Genussrechten 
mit Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. einer Wand-
lungspflicht ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, 
sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit 
dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben werden. Eine Anrechnung, die nach dem 
vorstehenden Satz wegen der Ausübung von Ermächtigun-
gen (i) zur Ausgabe von neuen Aktien gemäß § 203 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 Satz 1, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG und/oder (ii) 
zur Veräußerung von eigenen Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8, 



Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach 
vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals entsprechend der jeweiligen Inanspruch-
nahme des genehmigten Kapitals und nach Ablauf der 
Ermächtigungsfrist anzupassen.“

d)	 Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. a) beschlos-
sene Aufhebung des in § 5 Abs. 3 der Satzung enthaltenen 
genehmigten Kapitals (Genehmigtes Kapital 2013) und das 
unter lit. b) bzw. c) beschlossene neue genehmigte Kapital 
(Genehmigtes Kapital 2017) bzw. die Satzungsänderung mit 
der Maßgabe zur Eintragung im Handelsregister anzumelden, 
dass zunächst die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2013 
eingetragen wird, dies jedoch nur dann, wenn unmittelbar 
anschließend das neue Genehmigte Kapital 2017 eingetragen 
wird. Der Vorstand wird, vorbehaltlich des vorstehenden 
Absatzes, ermächtigt, das Genehmigte Kapital 2017 unabhän-
gig von den übrigen Beschlüssen der Hauptversammlung zur 
Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

c) 	 soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben 
werden und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den 
Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher 
Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 
des Ausgabepreises nicht wesentlich im Sinne des  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und soweit der 
auf die neuen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung 
oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der 
Ausnutzung der Ermächtigung insgesamt 10% des 
Grundkapitals nicht übersteigt („Höchstbetrag“);

d)	 soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen, 
insbesondere in Form von Unternehmen, Teilen von 
Unternehmen, Beteiligungen an Unternehmen, For-
derungen oder sonstigen Vermögensgegenständen (wie 
z.B. Patente, Lizenzen, urheberrechtliche Nutzungs- und 
Verwertungsrechte sowie sonstige Immaterialgüter-
rechte), ausgegeben werden.

Auf den Höchstbetrag nach § 5 Abs. 3 lit. c) der Satzung ist 
der anteilige Betrag des Grundkapitals (endgültig) anzurech-
nen, der auf neue Aktien entfällt, die aufgrund der Ausübung 
des Genehmigten Kapitals 2013 unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind. 

Ferner ist auf den Höchstbetrag nach § 5 Abs. 3 lit. c) der 
Satzung der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, 
der auf Aktien entfällt, die (i) während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund 
anderer Ermächtigungen in direkter oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von der Gesell-
schaft ausgeben oder veräußert werden oder (ii) zur Bedie-
nung von Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit 
Wandlungs- und/oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungs-
pflicht ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern die 
Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermäch-
tigung unter Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
werden. Eine Anrechnung, die nach dem vorstehenden Satz 
wegen der Ausübung von Ermächtigungen (i) zur Ausgabe 
von neuen Aktien gemäß § 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1,  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG und/oder (ii) zur Veräußerung von 
eigenen Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG und/oder (iii) zur Ausgabe von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2,  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt ist, entfällt mit Wirkung für 
die Zukunft, wenn und soweit die jeweilige(n) Ermächti
gung(en), deren Ausübung die Anrechnung bewirkte(n), von 
der Hauptversammlung unter Beachtung der gesetzlichen 
Vorschriften erneut erteilt wird bzw. werden.
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung sowie 
den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen 
der Aktienausgabe festzulegen. 



sein soll, Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnis-
ses ergeben, vom Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Dies 
dient dazu, im Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapital
erhöhung ein praktikables Bezugsrechtsverhältnis darstellen zu 
können. Spitzenbeträge können infolge des Bezugsverhältnisses 
entstehen und nicht mehr gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilt 
werden. Die danach vom Bezugsrecht auszunehmenden Teilbe-
träge sind nur von untergeordneter Größenordnung und werden 
durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich 
für die Gesellschaft bzw. für den Aktionär verwertet. Sofern glatte 
Bezugsverhältnisse problemlos möglich sind, wird ein Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre für Spitzenbeträge nicht erfolgen.

Darüber hinaus soll nach TOP 7 b) bb) das Bezugsrecht mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats ausgeschlossen werden können, 
soweit dies zur Gewährung von Bezugsrechten an die Inhaber 
von Schuldverschreibungen oder Genussrechten mit Wandlungs- 
und/oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten erforderlich 
und angemessen ist, um sie im gleichen Maße wie Aktionäre vor 
Verwässerung ihrer Rechte schützen zu können. Zur Gewährleis-
tung eines solchen Verwässerungsschutzes ist es erforderlich, den 
Inhabern von Wandlungs- und Optionsrechten bzw. den Wand-
lungsverpflichteten ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien in der 
Weise zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- 
bzw. Optionsrechte oder Erfüllung der Wandlungspflichten 
zustünde. Mit einer solchen Bezugsrechtsgewährung entfiele die 
Notwendigkeit, den Wandlungs- bzw. Optionspreis für die nach 
Maßgabe der Bedingungen der Wandel- bzw. Optionsschuldver-
schreibungen auszugebenden Aktien zu ermäßigen. 

Mit Zustimmung des Aufsichtsrats soll das Bezugsrecht nach  
TOP 7 b) cc) ferner ausgeschlossen werden können, wenn die 
neuen Aktien bei Barkapitalerhöhungen gemäß § 186 Abs. 3 Satz 
4 AktG zu einem Betrag ausgegeben werden, der den Börsenpreis 
nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung versetzt die 
Verwaltung in die Lage, Marktchancen sowie kurzfristig günstige 
Börsensituationen auszunutzen und dabei durch die marktnahe 
Preisfestsetzung einen möglichst hohen Ausgabebetrag mit in der 
Regel geringerem Abschlag als bei Bezugsrechtsemissionen und 
damit eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. 
Die Ermächtigung sieht vor, dass die unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gem. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen Aktien 
insgesamt 10% des derzeitigen Grundkapitals nicht überschrei-
ten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im 
Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung. Dies stellt sicher, 
dass der Schutzbereich des Bezugsrechts, nämlich die Sicherung 
der Aktionäre vor einem Einflussverlust und einer Wertverwässe-
rung, nicht bzw. nur in einem zumutbaren Maße berührt wird. 
Der Einfluss der vom Bezug ausgeschlossenen Aktionäre kann 
durch Nachkauf über die Börse gesichert werden; durch die 
Beschränkung des Bezugsrechtsausschlusses auf eine Kapitalerhö-
hung, die 10% des Grundkapitals nicht übersteigt, ist angesichts 
des liquiden Marktes für Aktien der Edel AG gewährleistet, dass 
ein solcher Nachkauf über die Börse auch tatsächlich realisiert 
werden kann. Für die Gesellschaft führt die bezugsrechtsfreie 
Kapitalerhöhung zu einer größtmöglichen Kapitalschöpfung und 

II.	Bericht des Vorstands an die Haupt-
versammlung über den Ausschluss des 
Bezugsrechts zu Punkt 7 der Tagesord-
nung gemäß § 203 Abs. 2 AktG in Verbin-
dung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung unter 
TOP 7 die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals vor. Das 
bisherige genehmigte Kapital wurde von der Hauptversammlung 
am 14. Mai 2013 für die Dauer von fünf Jahren beschlossen und 
läuft am 13. Mai 2018 aus.

Die vorgeschlagene Ermächtigung des Vorstands mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats zur Erhöhung des Grundkapitals (Geneh-
migtes Kapital 2017) soll der Verwaltung für die folgenden fünf 
Jahre die Möglichkeit geben, sich im Bedarfsfall rasch und flexibel 
erforderlich werdendes Eigenkapital beschaffen zu können. Dabei 
ist die Verfügbarkeit von Finanzierungsinstrumenten unabhängig 
vom Turnus der jährlichen ordentlichen Hauptversammlungen 
von besonderer Wichtigkeit, da der Zeitpunkt, zu dem entspre-
chende Mittel beschafft werden müssen, nicht im Voraus 
bestimmt werden kann. Etwaige Transaktionen können im 
Wettbewerb mit anderen Unternehmen zudem häufig nur 
erfolgreich durchgeführt werden, wenn gesicherte Finanzierungs-
instrumente bereits zum Zeitpunkt des Verhandlungsbeginns zur 
Verfügung stehen. Der Gesetzgeber hat dem sich daraus ergeben-
den Bedürfnis der Unternehmen Rechnung getragen und räumt 
Aktiengesellschaften die Möglichkeit ein, die Verwaltung zeitlich 
befristet und betragsmäßig beschränkt zu ermächtigen, das 
Grundkapital ohne einen weiteren Hauptversammlungsbeschluss 
zu erhöhen. Die Verwaltung schlägt der Hauptversammlung 
daher vor, eine solche Ermächtigung bis zur gesetzlichen Höchst-
grenze von 50% des nominalen Grundkapitals zu erteilen.

Bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien ist 
den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. 
Damit können alle Aktionäre im Verhältnis ihrer Beteiligung an 
einer Kapitalerhöhung teilhaben und sowohl ihren Stimmrechts-
einfluss als auch ihre wertmäßige Beteiligung an der Gesellschaft 
aufrechterhalten. Dies gilt insbesondere auch dann, wenn die 
neuen Aktien den Aktionären nicht unmittelbar zum Bezug 
angeboten werden, sondern unter Einschaltung eines oder 
mehrerer Kreditinstitute, sofern diese verpflichtet sind, die 
übernommenen Aktien den Aktionären im Wege des sog. 
mittelbaren Bezugsrechts zum Bezug anzubieten. Der Beschluss-
vorschlag sieht daher eine entsprechende Regelung vor.

Das Genehmigte Kapital 2017 umfasst darüber hinaus auch eine 
Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
über den Ausschluss des Bezugsrechts in folgenden Fällen zu 
entscheiden.

Die unter TOP 7 b) aa) vorgeschlagene Ermächtigung sieht vor, 
dass der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats berechtigt 



Aktien unter erleichtertem Ausschluss des Bezugsrechts veräußert 
werden können, soll diese Möglichkeit auch wieder für das 
Genehmigte Kapital 2017 bestehen. Mit Inkrafttreten der neuen 
Ermächtigung zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss fällt 
nämlich die durch die Ausnutzung der Ermächtigung zur Aus-
gabe neuer Aktien bzw. zur Ausgabe von Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen bzw. die durch die Veräußerung 
eigener Aktien entstandene Sperre hinsichtlich des Genehmigten 
Kapitals 2017 weg. Die Mehrheitsanforderungen an einen solchen 
Beschluss sind mit denen eines Beschlusses über die Schaffung 
eines genehmigten Kapitals mit der Möglichkeit zum erleichter-
ten Bezugsrechtsausschluss identisch. Deshalb ist – soweit die 
gesetzlichen Anforderungen eingehalten werden – in der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung über die Schaffung (i) 
einer neuen Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien gemäß  
§ 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG (also 
eines neuen genehmigten Kapitals), (ii) einer neuen Ermächti-
gung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschrei-
bungen gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder 
(iii) einer neuen Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugleich auch 
eine Bestätigung hinsichtlich des Ermächtigungsbeschlusses über 
die Ausgabe neuer Aktien aus genehmigtem Kapital gemäß  
§ 203 Abs. 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu sehen. Im Falle einer 
erneuten Ausübung einer Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-
schluss in direkter oder entsprechender Anwendung von  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt die Anrechnung erneut. Um das 
für Investoren bestehende potenzielle Risiko einer Verwässerung 
zu minimie-ren, ist darüber hinaus für den Fall einer – bis zur 
Eintragung des Genehmigten Kapitals 2017 möglichen – Aus-
übung des Genehmigten Kapitals 2013 vorgesehen, dass eine 
Anrechnung auf den Maximalbetrag des Genehmigten Kapitals 
2017 in Höhe von € 11.367.255,00 einerseits und auf den Betrag 
andererseits erfolgt, bis zu dem eine Ausgabe von Aktien unter 
Bezugsrechtsausschluss gemäß § 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG möglich ist.

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats nach TOP 7 b) dd) ferner bei Kapitalerhöhungen gegen 
Sacheinlagen ausgeschlossen werden können. Die Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss soll der Gesellschaft insoweit 
insbesondere den Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen 
oder Beteiligungen an Unternehmen, Forderungen oder sons-
tigen Vermögensgegenständen (wie z.B. Patente, Lizenzen, 
urheberrechtliche Nutzungs- und Verwertungsrechte sowie 
sonstige Immaterialgüterrechte) gegen Gewährung von Aktien 
ermöglichen. Dies ist eine übliche Form der Akquisition. Die 
Praxis zeigt, dass in vielen Fällen die Inhaber attraktiver Akquisi-
tionsobjekte als Gegenleistung für die Veräußerung ihrer Anteile 
oder eines Unternehmens (auch) die Verschaffung von Aktien der 
erwerbenden Gesellschaft verlangen. Um auch solche Akquisi
tionsobjekte erwerben zu können, muss die Gesellschaft die 
Möglichkeit haben, ihr Grundkapital unter Umständen sehr 
kurzfristig gegen Sacheinlage unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre zu erhöhen. Außerdem wird es der Gesellschaft 
ermöglicht, Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen 

zu optimalen Erlösen. Die Gesellschaft wird insbesondere in die 
Lage versetzt, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel 
reagieren zu können. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG bei 
Gewährung eines Bezugsrechts eine Veröffentlichung des Bezugs-
preises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist. 
Angesichts der Volatilität an den Aktienmärkten ist aber auch in 
diesem Fall ein Marktrisiko, namentlich ein Kursänderungsrisiko, 
über mehrere Tage in Rechnung zu stellen, das zu Sicherheitsab-
schlägen bei der Festlegung des Veräußerungspreises und so zu 
nicht marktnahen Konditionen führen kann. Zudem kann die 
Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts wegen der Länge 
der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse 
reagieren. Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
liegt damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

Zum weiteren Schutz der Aktionäre vor Einflussverlust und 
Wertverwässerung ihres Anteilsbesitzes ist die Ermächtigung für 
einen Bezugsrechtsausschluss dadurch begrenzt, dass andere, wie 
eine bezugsrechtslose Barkapitalerhöhung wirkende Kapitalmaß-
nahmen, auf den Höchstbetrag angerechnet werden, bis zu dem 
eine Barkapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss nach  
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgen kann. So sieht die Ermächti-
gung vor, dass neue oder zuvor erworbene eigene Aktien, die 
während der Laufzeit der Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert werden, den Höchstbetrag ebenso 
reduzieren, wie eine zukünftige Ausgabe von Options- und/oder 
Wandelschuldverschreibungen gegen Bareinlagen, soweit das 
Bezugsrecht der Aktionäre entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgeschlossen wird. Es ist daher sichergestellt, dass in Überein-
stimmung mit der gesetzlichen Wertung des § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG die Vermögens- wie auch die Stimmrechtsinteressen der 
Aktionäre bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals unter 
Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt bleiben, 
während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere 
Handlungsspielräume eröffnet werden. Einschränkend sieht der 
Beschlussvorschlag unter Tagesordnungspunkt 7 vor, dass eine 
Anrechnung, die nach vorstehender Regelung wegen der Aus-
übung von Ermächtigungen (i) zur Ausgabe von neuen Aktien 
gemäß § 203 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
und/oder (ii) zur Veräußerung von eigenen Aktien gemäß  
§ 71 Abs. 1 Nr. 8, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG und/oder (iii) zur 
Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 
gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2, § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt ist, 
mit Wirkung für die Zukunft wieder entfällt, wenn und soweit 
die jeweilige(n) Ermächtigung(en), deren Ausübung die Anrech-
nung bewirkte(n), von der Hauptversammlung unter Beachtung 
der gesetzlichen Vorschriften erneut erteilt wird bzw. werden. 
Denn in diesem Fall bzw. in diesen Fällen hat die Hauptversamm-
lung erneut über die Möglichkeit zu einem erleichterten Bezugs-
rechtsausschluss entschieden, so dass der Grund der Anrechnung 
wieder entfallen ist. Soweit (i) erneut neue Aktien unter erleich-
tertem Ausschluss des Bezugsrechts nach Maßgabe eines anderen 
satzungsmäßigen genehmigten Kapitals, (ii) erneut Wandel- und/
oder Optionsschuldverschreibungen unter erleichtertem Aus-
schluss des Bezugsrechts ausgegeben oder (iii) erneut eigene 



III.	Weitere Informationen und 
Teilnahmebedingungen

Vorlagen an Aktionäre
Vom Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung an 
liegen die folgenden Unterlagen in den Geschäftsräumen der 
Edel AG, Neumühlen 17, 22763 Hamburg, Deutschland,
zur Einsicht der Aktionäre aus und sind ab diesem Zeitpunkt im 
Internet unter http://www.edel.com/hauptversammlung zugänglich: 

n 	 der festgestellte Jahresabschluss und der gebilligte Konzern-
abschluss sowie der Konzernlagebericht der Edel AG zum  
30. September 2016, 

n 	 der Bericht des Aufsichtsrats,

n 	 der Vorschlag des Vorstands für die Verwendung des 
	 Bilanzgewinns sowie

n 	 der Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 7 über den
Ausschluss des Bezugsrechts. 

Abschriften der vorgenannten Unterlagen werden den Aktionä-
ren auf Anfrage kostenfrei zugesandt. Die Unterlagen werden 
auch in der Hauptversammlung zur Einsicht ausliegen.

Teilnahme an der Hauptversammlung
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind nach § 15 der Satzung nur diejenigen Aktionäre 
berechtigt, die sich vor Ablauf der gesetzlich bestimmten Frist vor 
der Hauptversammlung unter Vorlage eines besonderen, durch 
das depotführende Institut in Textform (§ 126b BGB) ausgestell-
ten Nachweises des Anteilsbesitzes anmelden. Demnach müssen 
die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes der 
Gesellschaft bei der nachfolgend genannten Stelle unter der 
angegebenen Adresse, Telefaxnummer oder E-Mail-Adresse 
mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung, d. h. spätes-
tens bis zum Ablauf des 17. Mai 2017 zugehen:

Postalisch:	 Edel AG
			   c/o Commerzbank AG
			   GS-MO 3.1.1 General Meetings
		   	 60261 Frankfurt am Main
			   Deutschland
Per Telefax:	 +49 (0) 69 136 26351
Per E-Mail:	 hv-eintrittskarten@commerzbank.com 

Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss in deutscher oder engli-
scher Sprache abgefasst sein und hat sich auf den Beginn des 
einundzwanzigsten Tages vor dem Tag der Hauptversammlung 
(Record Date), demnach auf den Beginn (00:00 Uhr Ortszeit am 
Sitz der Gesellschaft) des 03. Mai 2017 zu beziehen.

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der 
Hauptversammlung oder die Ausübung des Stimmrechts nur als 

an Unternehmen sowie sonstige Vermögensgegenstände zu 
erwerben, ohne dabei über Gebühr die eigene Liquidität in 
Anspruch nehmen zu müssen. Dasselbe gilt im Hinblick auf die 
Einbringung von Forderungen oder anderen Wirtschaftsgütern. 
Der Vorstand wird im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der 
Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss 
Gebrauch macht, falls sich die Möglichkeiten zum Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen, Forderungen oder sonstiger Vermögensgegen-
stände konkretisieren und dabei auch sorgfältig abwägen, ob als 
Gegenleistung zu übertragende Aktien ganz oder teilweise durch 
eine Kapitalerhöhung oder – sofern die Voraussetzungen hierfür 
bestehen – durch Erwerb eigener Aktien beschafft werden. 

Aufgrund der vorstehenden Erwägungen ist die Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss in allen vier Fällen in den umschrie-
benen Grenzen erforderlich und im Interesse der Gesellschaft 
geboten. Der Vorstand wird im Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er 
von der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung unter Bezugsrechts-
ausschluss Gebrauch macht. Der Vorstand wird das Bezugsrecht 
der Aktionäre nur dann ausschließen, wenn der Erwerb gegen 
Ausgabe von Aktien der Gesellschaft in ihrem wohl verstandenen 
Interesse liegt. Der Aufsichtsrat wird seine erforderliche Zustim-
mung zur Ausnutzung des genehmigten Kapitals unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre nur dann erteilen, wenn 
die beschriebenen sowie sämtliche gesetzlichen Voraussetzungen 
erfüllt sind. 

Über die Einzelheiten der Ausnutzung des genehmigten Kapitals 
wird der Vorstand in der Hauptversammlung berichten, die auf 
eine etwaige Ausnutzung des genehmigten Kapitals folgt.



Der Nachweis der Bevollmächtigung kann an die Gesellschaft an 
die folgende genannte Adresse, Telefaxnummer oder  
E-Mail-Adresse übermittelt werden:

Postalisch:	 Edel AG
			   c/o Better Orange IR & HV AG
			   Haidelweg 48
			   81241 München
			   Deutschland
Per Telefax: 	 +49 (0) 89 889 690 655
Per E-Mail:	 edel@better-orange.de

Diese Übermittlungswege stehen auch dann zur Verfügung, wenn 
die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der 
Gesellschaft erfolgen soll. Ein gesonderter Nachweis über die 
Erteilung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. 
Unabhängig davon kann der Nachweis der Bevollmächtigung 
auch dadurch erfolgen, dass der Bevollmächtigte am Tag der 
Hauptversammlung die Vollmacht an der Einlasskontrolle 
vorweist.

Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären
Gemäß § 126 und § 127 AktG zugänglich zu machende Gegenan-
träge und Wahlvorschläge von Aktionären zu einem bestimmten 
Punkt der Tagesordnung sind ausschließlich an die nachstehende 
Adresse, Telefaxnummer oder E-Mail-Adresse zu richten:

Postalisch:	 Edel AG
			   z.Hd. Herrn Timo Steinberg 
			   Neumühlen 17 
			   22763 Hamburg
			   Deutschland
Per Telefax: 	 +49 (0) 40 890 85 9777
Per E-Mail:	 hauptversammlung@edel.com

Gegenanträge und Wahlvorschläge sowie eventuelle Stellungnah-
men der Verwaltung werden im Internet unter 
http://www.edel.com/hauptversammlung zugänglich gemacht, 
wenn sie der Gesellschaft unter vorstehender Adresse, Telefax-
nummer oder E-Mail-Adresse mindestens 14 Tage vor der 
Hauptversammlung, also bis 09. Mai 2017, 24:00 Uhr Ortszeit am 
Sitz der Gesell-schaft, zugegangen sind; § 126 Abs. 2 AktG bleibt 
unberührt.

Hamburg, im April 2017
Edel AG 
Der Vorstand

Aktionär, wer den Nachweis erbracht hat. Die Berechtigung zur 
Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich 
ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des Aktionärs zum Record 
Date. Das bedeutet, dass Aktionäre, die ihre Aktien erst nach dem 
Record Date erworben haben, nicht an der Hauptversammlung 
teilnehmen können. Aktionäre, die ihre Aktien nach dem Record 
Date veräußern, sind – bei rechtzeitiger Anmeldung und Vorlage 
des Nachweises des Anteilsbesitzes – im Verhältnis zur Gesell-
schaft gleichwohl zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts berechtigt. Der Record Date hat 
keine Auswirkung auf die Veräußerbarkeit der Aktien und hat 
keine Bedeutung für die Dividendenberechtigung.

Nach Eingang des Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei der 
Gesellschaft werden den Aktionären Eintrittskarten für die 
Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der 
Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, frühzeitig 
für die Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die 
Gesellschaft Sorge zu tragen. Die Eintrittskarten sind lediglich 
organisatorische Hilfsmittel und keine Voraussetzung für die 
Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 
Stimmrechts.

Stimmrechtsvertretung
Das Stimmrecht kann in der Hauptversammlung auch durch 
einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Auch in diesem Fall 
sind eine fristgemäße Anmeldung und der rechtzeitige Nachweis 
des Anteilsbesitzes nach den unter „Teilnahme an der Hauptver-
sammlung“ beschriebenen Bestimmungen erforderlich. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der 
Textform (§ 126b BGB), es sei denn, die Vollmachtserteilung 
erfolgt an ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder an 
eine andere der in § 135 Abs. 8 und 10 AktG gleichgestellten 
Personen oder Institutionen (gemeinsam „professionelle Stimm-
rechtsvertreter“). In diesem Fall gelten für die Bevollmächtigung 
die gesetzlichen Bestimmungen des § 135 AktG, woraus sich 
abweichende Besonderheiten ergeben können. Die Aktionäre 
werden daher gebeten, sich bei der Bevollmächtigung professio-
neller Stimmrechtsvertreter rechtzeitig mit diesen wegen einer 
möglicherweise geforderten Form der Vollmacht abzustimmen.
Die Aktionäre werden gebeten, für die Bevollmächtigung von 
Personen, die keine professionellen Stimmrechtsvertreter sind, 
das hierfür vorgesehene Vollmachtsformular auf der Rückseite 
der Eintrittskarte zu verwenden, die ordnungsgemäß angemelde-
ten Aktionären übersandt wird.

Ein entsprechendes Formular steht auch unter 
http://www.edel.com/hauptversammlung zum Download zur 
Verfügung.





 Anfahrtsmöglichkeiten

Bitte nutzen Sie die öffentlichen Verkehrsmittel S1, S3, S31 zum
Bahnhof Altona. Von dort fährt die Buslinie 112 direkt vor das
Firmengebäude. Parkmöglichkeiten sind in begrenzter Anzahl
vorhanden.

Edel AG 
Neumühlen 17 · 22763 Hamburg · Germany
Tel.: 	 +49 (0) 40 890 85 121
Fax: 	 +49 (0) 40 890 85 310
Internet: 	www.edel.com · www.edel.de
E-Mail: 	 investorrelations@edel.com
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